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1. Instanz

Aktenzeichen S 15 R 224/13
Datum 06.02.2014

2. Instanz

Aktenzeichen L 13 R 113/14
Datum 23.10.2015

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
MÃ¼nchen vom 6. Februar 2014 wird zurÃ¼ckgewiesen.

II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die GewÃ¤hrung von Rente wegen voller
Erwerbsminderung.

Die 1957 geborene KlÃ¤gerin hat von September 1974 bis Juni 1977 den Beruf der
Bankkauffrau erlernt. Im Anschluss daran war sie bis Januar 1986 im erlernten Beruf
tÃ¤tig. Nach Zeiten der Kindererziehung war sie von MÃ¤rz 1990 bis Juni 1991 und
zuletzt von Februar 1997 bis Januar 2004 als Bankkauffrau versicherungspflichtig
beschÃ¤ftigt.
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Die KlÃ¤gerin begehrte erstmals mit Antrag vom 21. Januar 2004 die GewÃ¤hrung
von Rente wegen Erwerbsminderung von der Beklagten. Sie sei seit April 1997
erwerbsgemindert. Sie verwies auf FolgeschÃ¤den nach lateraler Gesichtsfraktur
rechts (April 1997), Kopfschmerzen und KonzentrationsstÃ¶rungen sowie auf die
Folgen eines am 5. Januar 1976 erlittenen Verkehrsunfalls, bei dem sie einen
Beckenbruch links, eine Oberschenkelfraktur links, einen Oberarmfraktur rechts,
und ein Trauma rechter Unterschenkel erlitten habe. In der Folge sei es zu
mindestens 20 Schulterluxationen gekommen. Ein Ã¤rztliches Attest vom 15. Januar
1998 Ã¼ber die gesundheitlichen Folgen eines tÃ¤tlichen Angriffs des Ehemanns im
April 1997 wurde vorgelegt.

Die Beklagte holte ein chirurgisches Gutachten von Dr. G. und ein nervenÃ¤rztliches
Gutachten von Dr. K. ein. Dr. G. stellte bei der KlÃ¤gerin noch ein
LeistungsvermÃ¶gen von 6 Stunden sowohl fÃ¼r die letzte berufliche TÃ¤tigkeit als
Bankkauffrau als auch fÃ¼r den allgemeinen Arbeitsmarkt fest. Dr. K. kam zu dem
Ergebnis, die KlÃ¤gerin kÃ¶nne als Bankkauffrau nur noch 3 bis unter 6 Stunden,
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt noch 6 Stunden und mehr leichte Arbeiten aus
wechselnder Ausgangslage, zeitweise im Sitzen, in Tagschicht, ohne hohe
Anforderungen an Konzentrations- und ReaktionsvermÃ¶gen, ohne Ã�berwachung
und Steuerung komplexer ArbeitsvorgÃ¤nge, ohne Verantwortung fÃ¼r Personen
und Maschinen, ohne hohe Anforderungen an die Grobmotorik des rechten Arms,
ohne hÃ¤ufiges BÃ¼cken, zu ebener Erde, ohne Heben, Tragen und Bewegen von
Lasten, sowie ohne TÃ¤tigkeiten mit erhÃ¶hter Unfallgefahr verrichten. Eine
wesentliche Besserung sei auf Sicht von einem halben Jahr durchaus mÃ¶glich.

Nachdem der beratende Arzt Dr. B. noch ein LeistungsvermÃ¶gen von 6 Stunden
und mehr sowohl fÃ¼r die TÃ¤tigkeit als Bankkauffrau als auch auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt angenommen hatte, lehnte die Beklagte mit Bescheid
vom 19. April 2004 den Rentenantrag zunÃ¤chst ab.

In den darauf folgenden Widerspruchsverfahren zog die Beklagte weitere
Befundberichte bei. Aus dem Befundbericht der Psychiaterin D. vom 5. August 2004
ergibt sich, dass bei der sich gerade in Scheidung befindlichen KlÃ¤gerin ein
depressiv-Ã¤ngstliches Syndrom im Sinne einer AnpassungsstÃ¶rung mit
erheblicher AntriebsstÃ¶rung, innerer Unruhe, Anspannung, NervositÃ¤t und
reduzierter LeistungsfÃ¤higkeit und Belastbarkeit vorlag. Die beratende Ã�rztin Dr.
G. nahm daraufhin ein 3- bis unter 6-stÃ¼ndiges LeistungsvermÃ¶gen der
KlÃ¤gerin sowohl als Bankkauffrau als auch auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt an.
Die Folgen der im Jahr 1997 erlittenen Mittelgesichtsfraktur wÃ¼rden sich jetzt im
Zuge einer weiteren privaten Problematik und daraus resultierenden
BefindlichkeitsstÃ¶rung quantitativ leistungsmindernd auswirken. Aufgrund dessen
bewilligte die Beklagte der KlÃ¤gerin mit Bescheid vom 26. November 2004 Rente
wegen teilweiser Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit auf Dauer ab 1. Februar
2004 und mit Bescheid vom 30. November 2004 Rente wegen voller
Erwerbsminderung auf Zeit.

Der gegen die Befristung der Rente wegen voller Erwerbsminderung erhobene
Widerspruch wurde mit Widerspruchsbescheid vom 15. April 2005
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zurÃ¼ckgewiesen. In dem darauf folgenden Klageverfahren (Az. S. 15 R 1326/05)
wurde ein Gutachten von Dr. C. vom 1. Februar 2006 eingeholt. Dieser
diagnostizierte einen atypischen Gesichtsschmerz sowie eine depressive
Entwicklung mit Somatisierung. Das Anerkenntnis einer bis Juli 2007 gewÃ¤hrten EU-
Rente sei angesichts der Tatsache, dass die KlÃ¤gerin sich zum Zeitpunkt der
Begutachtung durch Dr. K. noch nicht in konsequenter neurologischer oder
psychiatrischer Behandlung befand, als eher groÃ�zÃ¼gig zu bezeichnen. Es sei
nicht unwahrscheinlich, dass die Erwerbsminderung der KlÃ¤gerin behoben werden
kÃ¶nne. Nach AusschÃ¶pfung der zur VerfÃ¼gung stehenden ambulanten
kassenÃ¤rztlichen MaÃ�nahmen sei zweifellos eine Besserung des im Vordergrund
stehenden psychiatrischen Syndroms zu erwarten. Die Klage wurde sodann mit
Gerichtsbescheid vom 15. MÃ¤rz 2006 abgewiesen. Die hiergegen erhobene
Berufung wurde von der KlÃ¤gerin in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 7. Februar
2007 wirksam zurÃ¼ckgenommen.

Auf den WeitergewÃ¤hrungsantrag der KlÃ¤gerin vom 8. Februar 2007 hin zog die
Beklagte weitere Befundberichte bei. Nach einer VerfahrensverzÃ¶gerung aufgrund
der Anfechtung der RÃ¼cknahme durch die KlÃ¤gerin erkannte die Beklagte mit
Bescheid vom 6. Juli 2007 den Rentenanspruch wegen voller Erwerbsminderung auf
Zeit bis zum 30. September 2007 an. Der weitere Anspruch werde von Amts wegen
geprÃ¼ft. Der Psychiater T. teilte zunÃ¤chst in seinem Befundbericht vom 2. Juli
2007 mit, der Fall sei schwer beurteilbar, da die KlÃ¤gerin zwei Jahre keinen Arzt
konsultiert habe. Mit Attest vom 27. September 2005 erklÃ¤rte er dann, die
KlÃ¤gerin leide an einer massiven Trigeminusneuralgie sowie an einer massiv
ausgeprÃ¤gten depressiven Symptomatik.

Die Beklagte holte sodann ein Gutachten von Dr. K. vom 1. Oktober 2007 ein, das
dieser nach einem Hausbesuch erstellte. Dr. K. diagnostizierte eine Dysthymie mit
Angstsymptomen, einen Verdacht auf Trigeminusneuralgie rechts, eine
somatoforme StÃ¶rung im Bereich des Bewegungsapparates mit Cephalgien und
Vertigosymptomen. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne noch seit 1. Oktober 2007 leichte
Arbeiten aus wechselnder Ausgangslage, zeitweise im Sitzen, im Tagesschicht, ohne
hohe Stressbelastung, zu ebener Erde, ohne hÃ¤ufiges BÃ¼cken, ohne Heben,
Tragen und Bewegen von Lasten, ohne Zwangshaltung und ohne TÃ¤tigkeiten mit
erhÃ¶hter Unfallgefahr 6 Stunden und mehr tÃ¤glich sowohl auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt als auch als Bankkauffrau verrichten.

Daraufhin lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 30. Oktober 2007 die
WeitergewÃ¤hrung von Rente wegen teilweiser bzw. voller Erwerbsminderung,
Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit fÃ¼r die Zeit ab
1. Oktober 2007 ab. Die KlÃ¤gerin sei in der Lage, in ihrem bisherigen Beruf als
Bankkauffrau sowie auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt mindestens 6 Stunden
tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein.

Der hiergegen erhobene Widerspruch wurde mit Widerspruchsbescheid vom 5.
MÃ¤rz wurde der Widerspruch zurÃ¼ckgewiesen. In den VerhÃ¤ltnissen, die dem
Bescheid vom 26. November 2004, mit dem Rente wegen teilweiser
BerufsunfÃ¤higkeit auf Dauer gewÃ¤hrt worden sei, zu Grunde gelegen haben, sei
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eine wesentliche Ã�nderung eingetreten. Die KlÃ¤gerin sei nunmehr wieder in der
Lage, ihren bisherigen Beruf als Bankkauffrau mindestens 6 Stunden tÃ¤glich
auszuÃ¼ben. GemÃ¤Ã� Â§ 48 Abs. 1 S. 1 SGB X sei ein rechtswidriger
begÃ¼nstigender Verwaltungsakt mit Dauerwirkung mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft
aufzuheben, soweit eine wesentliche Ã�nderung eingetreten sei. Diese liege in der
Ã�nderung des Gesundheitszustands der KlÃ¤gerin. Dies erfordere eine Aufhebung
der Entscheidung Ã¼ber die GewÃ¤hrung einer Rente wegen teilweiser
Erwerbsminderung fÃ¼r die Zukunft ab 1. Oktober 2007.

In dem darauf folgenden Klageverfahren (Az. S 27 R 792/08) erhob das SG
gemÃ¤Ã� Â§ 106 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG â�� Beweis durch Einholung eines
Gutachtens nach Aktenlage von Dr. M., nachdem die KlÃ¤gerin zunÃ¤chst erklÃ¤rt
hatte, einen SachverstÃ¤ndigen nicht aufsuchen zu kÃ¶nnen und in der Folge auch
Termine zur Erstellung eines Gutachtens im Wege des Hausbesuches abgesagt
hatte.

Dr. M. stellte in seinem Gutachten vom 17. August 2008 bei der KlÃ¤gerin folgende
GesundheitsstÃ¶rungen fest: 1. SensibilitÃ¤tsstÃ¶rungen im Bereich des Nervus
infraorbitalis rechts bei Zustand nach GesichtsschÃ¤delverletzung 1997 (funktionell
neurologisch unbedeutsam) 2. Verdacht auf atypischen Gesichtsschmerz, wobei
dieser jedoch aufgrund der Aktenlage so wenig gut belegt ist und aufgrund der von
der KlÃ¤gerin nicht wahrgenommenen BehandlungsmÃ¶glichkeiten als eher
leichtgradig eingeschÃ¤tzt werden muss 3. leichtgradige AnpassungsstÃ¶rung
(reaktive Depression vor dem Hintergrund der psychosozialen Konfliktsituation), bei
einer eher histrionischen und krÃ¤nkbaren PrimÃ¤rpersÃ¶nlichkeit.

Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne noch leichte und mittelschwere Arbeiten wechselschichtig im
Gehen, Stehen und Sitzen im Freien und in geschlossenen RÃ¤umen vollschichtig
mit den arbeitsÃ¼blichen Unterbrechungen verrichten. Das Heben und Tragen von
schweren Lasten sollte vermieden werden. EinschrÃ¤nkungen hinsichtlich des
Anmarschwegs zur ArbeitsstÃ¤tte bestÃ¼nden nicht.

Daraufhin wies das SG die Klage mit Gerichtsbescheid vom 13. November 2008
unter Bezugnahme auf das Gutachten von Dr. M. ab. Die KlÃ¤gerin sei seit 1.
Oktober 2007 wieder in der Lage, auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt und als
Bankkauffrau 6 Stunden und mehr tÃ¤tig zu sein. Der Verwaltungsakt, mit dem
teilweise Erwerbsminderung auf Dauer gewÃ¤hrt worden sei, sei gemÃ¤Ã� Â§ 48
Abs. 1 S. 1 SGB VI mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft aufzuheben.

Im darauffolgenden Berufungsverfahren beim Bayerischen Landessozialgericht (Az.
L 14 R 1011/08) zog das Gericht u.a. die Schwerbehindertenakten beim Zentrum
Bayern Familie und Soziales Region Oberbayern sowie die Verfahrensakten beim
Bayerischen Landessozialgericht L 15 SB 135/07, die ein orthopÃ¤disches
Gutachten von Dr. L. und ein neurologisches Gutachten nach Aktenlage von Dr. E.
sowie ein nervenÃ¤rztliches Gutachten fÃ¼r das SG MÃ¼nchen vom 1. Februar
2006 von Dr. C. enthalten, bei. Es holte ein nervenÃ¤rztliches Gutachten von Dr. B.,
das im Wege eines Hausbesuchs vom 29. Mai 2009 erstellt wurde, nebst
ergÃ¤nzender Stellungnahme vom 5. Oktober 2009 ein.
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Dr. B. stellte bei der KlÃ¤gerin folgende GesundheitsstÃ¶rungen fest: 1. Zustand
nach Fraktur des rechten Orbitabogens der KieferhÃ¶hlenvorder- und hinterwand
sowie des rechten Jochbogens 2. atypischer Gesichtsschmerz
(differentialdiagnostisch Trigeminusneuralgie rechts) 3. Dysthymie 4. Narzisstisch
geprÃ¤gte PrimÃ¤rpersÃ¶nlichkeit mit histrionischer Ausgestaltung 5.
Rentenwunsch. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne zumindest leichte Arbeiten im Gehen, Stehen
und Sitzen in geschlossenen RÃ¤umen sowie bei Ausschluss von KÃ¤lte und NÃ¤sse
auch im Freien vollschichtig ausÃ¼ben. Nicht mehr zumutbar seien das Heben und
Tragen schwerer Lasten, hÃ¤ufiges BÃ¼cken sowie TÃ¤tigkeiten unter Zeitdruck
und NachtschichttÃ¤tigkeiten. Die zuletzt ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit im Telefonbanking
sei der KlÃ¤gerin 6 Stunden und mehr zumutbar. BeschrÃ¤nkungen hinsichtlich des
Anmarschwegs zur ArbeitsstÃ¤tte bestÃ¼nden nicht.

Das Bayerische Landessozialgericht verurteilte daraufhin mit Urteil vom 22. April
2010 die Beklagte unter AbÃ¤nderung des Gerichtsbescheids des SG vom 13.
November 2008 sowie des Bescheids der Beklagten vom 30. Oktober 2007 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 5. MÃ¤rz 2008, der KlÃ¤gerin vom 1.
Oktober bis 30. November 2007 Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei
BerufsunfÃ¤higkeit zu gewÃ¤hren und wies die Berufung im Ã�brigen zurÃ¼ck. Die
Revision wurde nicht zugelassen. Auf die Nichtzulassungsbeschwerde der KlÃ¤gerin
hin wurde vom Bundessozialgericht mit Beschluss vom 25. Januar 2011 die Revision
zugelassen. In einer Stellungnahme vom 2. August 2011 erklÃ¤rte der
beratungsÃ¤rztliche Dienst der Beklagten, bei der KlÃ¤gerin habe ab Ende der
Zeitrente BerufsunfÃ¤higkeit vorgelegen. Daraufhin gab die Beklagte im Rahmen
des laufenden Revisionsverfahrens ein von der KlÃ¤gerin angenommenes
"Anerkenntnis" ab, wonach die Beklagte der KlÃ¤gerin Ã¼ber den 30. November
2007 hinaus Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit bis
zum Erreichen der Regelaltersgrenze bewilligte. Zugleich erklÃ¤rte die Beklagte, sie
werde Ã¼ber einen am 24. Februar 2011 gestellten und bis zum Abschluss des
Revisionsverfahrens zum Ruhen gebrachten WeitergewÃ¤hrungsantrag
entscheiden.

Mit Bescheid vom 14. Dezember 2011 bewilligte die Beklagte in AusfÃ¼hrung des
Anerkenntnisses Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit
auf Dauer.

Auf Nachfrage der Beklagten erklÃ¤rte die KlÃ¤gerin, ihr Antrag vom Februar 2011
beziehe sich grundsÃ¤tzlich auf die Weiterzahlung der Rente wegen voller
Erwerbsminderung ab dem 1. Oktober 2007. Aufgrund der Verschlimmerung ihrer
Gesichtsschmerzen ab 2003 habe sie ihre HalbtagsbeschÃ¤ftigung in der S. nicht
mehr ausÃ¼ben kÃ¶nnen. Sie sei psychisch und physisch sehr angeschlagen. Auch
bereiteten ihr die Folgen des im Jahr 1976 erlittenen Verkehrsunfalls grÃ¶Ã�ere
Probleme. So leide sie unter rezidivierenden Schulterluxationen rechts, Knie- und
HÃ¼ftproblemen, Kreuzschmerzen, Seh- und GefÃ¤Ã�stÃ¶rungen.

Mit Bescheid vom 20. August 2012 lehnte die Beklagte den Antrag auf Rente wegen
voller Erwerbsminderung vom 24. Februar 2011 ab. Zugleich erklÃ¤rte sie, sie habe
den Bescheid vom 14. Dezember 2011 aufgrund des Rentenantrags vom 24.
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Februar 2011 gemÃ¤Ã� Â§ 44 SGB X nochmals Ã¼berprÃ¼ft und festgestellt, dass
die Rente in zutreffender HÃ¶he festgestellt worden ist. Auf den hiergegen
erhobenen Widerspruch hin zog die Beklagte weitere Befundberichte bei.

Mit angefochtenem Bescheid vom 6. Dezember 2012 hob die Beklagte den Bescheid
vom 20. August 2012 wieder auf und lehnte den Antrag vom 24. Februar 2011 in
seiner Konkretisierung mit Schreiben vom 23. Februar 2012 auf Ã�berprÃ¼fung des
Bescheids vom 30. Oktober 2007 im Hinblick auf die begehrte Rente wegen voller
Erwerbsminderung ab. Die Ã�berprÃ¼fung des Bescheids vom 30. Oktober 2007
habe ergeben, dass weder das Recht unrichtig angewandt noch von einem
unrichtigen Sachverhalt ausgegangen worden sei. Die Rente sei in zutreffender
HÃ¶he festgestellt worden. Ein Anspruch auf Rente wegen voller Erwerbsminderung
bestehe nicht. Die vorgelegten Befundberichte hÃ¤tten keine neuen Ergebnisse
geben. Ein spÃ¤terer Leistungsfall fÃ¼r eine Rente wegen voller Erwerbsminderung
habe ebenfalls nicht festgestellt werden kÃ¶nnen. Das LeistungsvermÃ¶gen
betrage 6 Stunden und mehr fÃ¼r den allgemeinen Arbeitsmarkt. Dem Antrag auf
Rente wegen voller Erwerbsminderung kÃ¶nne daher nicht entsprochen werden.

Der hiergegen erhobene Widerspruch wurde mit Widerspruchsbescheid vom 31.
Januar 2013 zurÃ¼ckgewiesen.

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin Klage zum SG unter dem Az. S 15 R 224/13 erhoben
und vorgetragen, sie kÃ¶nne mit ihren Behinderungen keine 1 bis 2 Stunden
tÃ¤glich mehr arbeiten. Sie leide unter einer Trigeminusneuralgie und habe
stÃ¤ndig Angst vor Schulterluxationen. Auch bestÃ¼nden Knieprobleme und
GefÃ¤Ã�stÃ¶rungen.

Das SG hat diverse Befundberichte sowie einen Ã�nderungsbescheid des
Versorgungsamtes A-Stadt vom 22. Oktober 2013 beigezogen, wonach der Grad der
Behinderung (GdB) ab 30. Juli 2013 50 betrÃ¤gt.

Mit Gerichtsbescheid vom 6. Februar 2014 hat das SG die Klage abgewiesen. Es
bestehe kein Anspruch auf ZurÃ¼cknahme des Bescheids vom 30. Oktober 2007 in
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 5. MÃ¤rz 2008 gemÃ¤Ã� Â§ 44 SGB X.
Nach den Feststellungen des Dr. B. im Berufungsverfahren vor dem Bayerischen
Landessozialgericht sei die KlÃ¤gerin bereits seit Dezember 2006 wieder in der
Lage, zumindest leichte Arbeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt mindestens 6
Stunden tÃ¤glich zu verrichten. Aus den eingeholten Befundberichten ergebe sich,
dass seitdem keine neuen Tatsachen vorlÃ¤gen, die geeignet wÃ¤ren, die
Feststellungen von Dr. B. infrage zu stellen.

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin Berufung zum Bayerischen Landessozialgericht (Az. L
13 R 113/14) eingelegt und darauf verwiesen, in laufender Ã¤rztlicher Behandlung
zu sein. Mittlerweile sei ihr ein GdB von 60 zuerkannt worden.

Der Senat hat diverse Befundberichte beigezogen und ein orthopÃ¤disches
Gutachten von Dr. B. sowie ein nervenÃ¤rztliches Gutachten von Dr. C. eingeholt.

                             6 / 14



 

Dr. B. hat in seinem Gutachten vom 20. August 2014 bei der KlÃ¤gerin folgende
GesundheitsstÃ¶rungen festgestellt: 1. Degeneratives und fehlstatisches
Cervikalsyndrom mit Osteochondrose C5/C6, geringer C4/C5 und Uncarthrose
beidseits mit sensibler DysÃ¤sthesie im Sinne einer sensiblen Cervicobrachialgie
rechts 2. Habituelle Schulter(sub)luxation rechts bei Zustand nach Oberarmfraktur
mit Oberarmnagelung, mÃ¤Ã�iggradige Schultereckgelenksarthrose rechts mit
demonstrierter Schulterteilsteife 3. Medialbetonte und retropatellare Gonarthrose
links 4. Beginnende posttraumatische Coxarthrose links nach Oberschenkelfraktur
links, Marknagelung und verbleibender BeinverkÃ¼rzung links. Initiale Coxarthrose
Grad I nach Kellgren rechts.

Die KlÃ¤gerin sei Ã¼ber den 30. September 2007 hinaus in der Lage, auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt leichte Arbeiten gehend, stehend und sitzend unter
Vermeidung ausschlieÃ�lichen Gehens und Stehens (mindestens 50 % sitzende
Arbeitsanteile) im Freien und in geschlossenen RÃ¤umen vollschichtig zu verrichten.
Zu vermeiden seien das Heben und Tragen von schweren Lasten, Arbeiten aus
ungÃ¼nstigen WirbelsÃ¤ulenpositionen heraus, Ã�berkopfarbeiten, Arbeiten unter
kraftvollem Einsatz des rechten Arms im Schultergelenk sowie Arbeiten im oberen
Arbeitskreis rechts, kniend, gebÃ¼ckt und gehockt zu erbringende Arbeiten,
Arbeiten mit Absturzgefahr auf Leitern, Treppen und GerÃ¼sten, Arbeiten unter
Zeitdruck, am FlieÃ�band und im Akkord. Das RestleistungsvermÃ¶gen der
KlÃ¤gerin erlaube bei BerÃ¼cksichtigung der qualitativen
LeistungseinschrÃ¤nkungen noch die Verrichtung Ã¼blicherweise in ungelernten
TÃ¤tigkeiten geforderten Arbeiten. Wesentliche EinschrÃ¤nkungen der
WegefÃ¤higkeit bestÃ¼nden nicht. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne Ã¶ffentliche
Verkehrsmittel benutzen.

Dr. C. hat in seinem im Wege eines Hausbesuchs erstellten Gutachten vom 2. MÃ¤rz
2015 bei der KlÃ¤gerin eine Dysthymie und ein Schmerzsyndrom festgestellt sowie
auf die von Dr. B. diagnostizierten GesundheitsstÃ¶rungen verwiesen. Die KlÃ¤gerin
kÃ¶nne seit 30. September 2007 auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt leichte
TÃ¤tigkeiten, gehend stehend und sitzend, Ã¼berwiegend sitzend, im Freien und in
geschlossenen RÃ¤umen vollschichtig verrichten. Akkord- und Schichtarbeiten
sowie besondere thermische Bedingungen (Zugluft), Heben und Tragen schwerer
Lasten, Arbeiten aus ungÃ¼nstigen WirbelsÃ¤ulenpositionen heraus,
Ã�berkopfarbeiten und Arbeiten unter kraftvollem Einsatz des rechten Arms,
kniend, gebÃ¼ckt und gehockt zu erbringende Arbeiten sowie Arbeiten mit
Absturzgefahr auf Leitern, Treppen und GerÃ¼sten seien nicht mehr mÃ¶glich. Das
RestleistungsvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin erlaube die Verrichtung von TÃ¤tigkeiten,
die Ã¼blicherweise in ungelernten TÃ¤tigkeiten gefordert zu werden pflegen. So
seien ihr zum Beispiel Zureichen, Abnehmen, Transportieren, Reinigen, Bedienen
von Maschinen, Kleben, Sortieren, Verpacken sowie Zusammensetzen von Teilen
zumutbar. BeschrÃ¤nkungen hinsichtlich des Anmarschwegs zur ArbeitsstÃ¤tte
bestÃ¼nden nicht. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne ein Ã¶ffentliches Verkehrsmittel benutzen.
Die UmstellungsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin sei nicht eingeschrÃ¤nkt.

Hierzu hat die KlÃ¤gerin erklÃ¤rt, das Gutachten von Dr. C. enthalte viele Fehler
und sei falsch.
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Mit Bescheid vom 30. Juli 2015 hat die Beklagte einen weiteren Rentenantrag der
KlÃ¤gerin vom 21. Juli 2015 abgelehnt.

Die KlÃ¤gerin beantragt sinngemÃ¤Ã�,

die Beklagte unter Aufhebung des Gerichtsbescheids des Sozialgerichts MÃ¼nchen
vom 6. Dezember 2012 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 31. Januar 2013
zu verurteilen, den Bescheid vom 30. Oktober 2007 zurÃ¼ckzunehmen und der
KlÃ¤gerin Rente wegen Erwerbsminderung Ã¼ber den 30. September 2007 hinaus
entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts wird auf den Inhalt der
Gerichtsakte, der erledigten Berufungsakten sowie der beigezogenen Akten des SG
und der Beklagten verwiesen, die sÃ¤mtlich Gegenstand der mÃ¼ndlichen
Verhandlung waren.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist unbegrÃ¼ndet. Das SG hat die Klage gegen den
angefochtenen Bescheid vom 6. Dezember 2012 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 31. Januar 2013 zu Recht abgewiesen. Der KlÃ¤gerin
steht keine Rente wegen voller Erwerbsminderung Ã¼ber den 30. September 2007
hinaus zu.

Streitgegenstand ist nur der Bescheid vom 6. Dezember 2012 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 31. Januar 2013. Der Bescheid vom 30. Juli 2015, mit
dem die Beklagte den neuerlichen Rentenantrag der KlÃ¤gerin vom 21. Juli 2015
abgelehnt hat, wurde nicht gemÃ¤Ã� Â§ 96 SGG Gegenstand des laufenden
sozialgerichtlichen Verfahrens. Denn dieser Bescheid hat nicht im Sinne des Â§ 96
SGG den Ablehnungsbescheid vom 6. Dezember 2012 abgeÃ¤ndert oder ersetzt.
Eine Ã�nderung liegt vor, wenn ein Verwaltungsakt teilweise aufgehoben und durch
eine neue Regelung ersetzt wird, eine Ersetzung, wenn ein neuer Verwaltungsakt
ganz an die Stelle des alten tritt (Meyer-Ladewig/ Keller/Leitherer, Â§ 96 Rn. 4
m.w.N.). Eine AbÃ¤nderung oder Ersetzung liegt dabei grundsÃ¤tzlich nur dann vor,
wenn die Beschwer des Betroffenen gemindert oder vermehrt wird. Mit dem
Bescheid vom 6. Dezember 2012 hat die Beklagte im Ergebnis zum einen den
Antrag vom 24. Februar 2011 als Ã�berprÃ¼fungsantrag gemÃ¤Ã� Â§ 44 SGB X im
Hinblick auf den Ablehnungsbescheid vom 30. Oktober 2007 ausgelegt und diesen
Antrag zu Recht abgelehnt und zugleich aber diesen Antrag auch als erneuten
Rentenantrag ausgelegt und abgelehnt. Mit Bescheid vom 30. Juli 2015 hat die
Beklagte hingegen allein den Antrag vom 21. Juli 2015 auf GewÃ¤hrung von Rente
wegen Erwerbsminderung abgelehnt. Dadurch wurde die auf andere AntrÃ¤ge
bezogene ablehnende Entscheidung vom 6. Dezember 2012 weder ganz noch
teilweise aufgehoben und durch eine neue Regelung ersetzt, sondern vielmehr â��
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bezogen auf einen spÃ¤teren Zeitpunkt â�� bestÃ¤tigt. Eine analoge Anwendung
der Bestimmung ist seit deren Neufassung zum 1. Januar 2008, wonach eine
Einbeziehung nur in FÃ¤llen der Ã�nderung und Ersetzung mÃ¶glich ist, nicht mehr
zulÃ¤ssig. Die Notwendigkeit einer Einbeziehung ergibt sich auch nicht aus der
Gefahr einer doppelten gerichtlichen PrÃ¼fung mit eventuell widersprÃ¼chlichen
Entscheidungen. Denn aus Sicht des Senats ist der neuerliche Rentenantrag der
KlÃ¤gerin vom 21. Juli 2015 mangels RechtsschutzbedÃ¼rfnis unzulÃ¤ssig, da auch
Ã¼ber einen Anspruch auf Rente wegen Erwerbsminderung fÃ¼r die Zeiten ab Juli
2015 vom Senat zu entscheiden ist.

Die Beklagte hat zu Recht den Ã�berprÃ¼fungsantrag der KlÃ¤gerin und zugleich
den neuerlichen Rentenantrag vom 24. Februar 2011 abgelehnt. Der KlÃ¤gerin
steht keine Rente wegen voller Erwerbsminderung Ã¼ber den 30. September 2007
hinaus zu.

Soweit sich im Einzelfall ergibt, dass bei Erlass eines Verwaltungsaktes das Recht
unrichtig angewandt oder von einem Sachverhalt ausgegangen worden ist, der sich
als unrichtig erweist, und soweit deshalb Sozialleistungen zu Unrecht nicht erbracht
worden sind, ist gemÃ¤Ã� Â§ 44 Abs. 1 S. 1 SGB X der Verwaltungsakt, auch
nachdem er unanfechtbar geworden ist, mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit
zurÃ¼ckzunehmen. Die Beklagte hat mit dem angefochtenen Bescheid zu Recht
abgelehnt, den Bescheid vom 30. Oktober 2007 zurÃ¼ckzunehmen, soweit mit
diesem die GewÃ¤hrung von Rente wegen voller Erwerbsminderung Ã¼ber den 30.
September 2007 abgelehnt worden war. Der KlÃ¤gerin steht ab diesem Zeitpunkt
keine Rente wegen voller Erwerbsminderung mehr zu.

Gem. Â§ 43 Abs. 2 SGB VI haben Versicherte Anspruch auf Rente wegen voller
Erwerbsminderung, wenn sie 1. voll erwerbsgemindert sind, 2. in den letzten fÃ¼nf
Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung drei Jahre PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine
versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit haben und 3. vor Eintritt der
Erwerbsminderung die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben.

Voll erwerbsgemindert sind Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf
nicht absehbare Zeit auÃ�er Stande sind, unter den Ã¼blichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu
sein. Erwerbsgemindert ist gem. Â§ 43 Abs. 3 SGB VI nicht, wer unter den
Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs
Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig sein kann; dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage
nicht zu berÃ¼cksichtigen.

FÃ¼r den Senat steht aufgrund des im Verfahren L 14 R 1011/08 eingeholten
Gutachten des Dr. B. vom 29. Mai 2009 sowie der im anhÃ¤ngigen Verfahren
eingeholten Gutachten von Dr. B. und Dr. C. fest, dass die KlÃ¤gerin seit 1. Oktober
2007 wieder in der Lage ist, mindestens 6 Stunden tÃ¤glich zumindest leichte
Arbeiten des allgemeinen Arbeitsmarkt zu verrichten.

Im Vordergrund stehen bei der KlÃ¤gerin GesundheitsstÃ¶rungen auf
nervenÃ¤rztlichem und orthopÃ¤dischem Fachgebiet.
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Bei der Begutachtung der KlÃ¤gerin durch Dr. B. im April 2009 widersetzte sie sich
einer kÃ¶rperlichen Untersuchung. Auch einer Blutabnahme zum Zwecke einer
Laboruntersuchung gestattete die KlÃ¤gerin nicht unter Hinweis darauf, sie habe
bereits viele Spritzen erhalten. In psychopathologischer Hinsicht war sie
bewusstseinsklar und orientiert. Ihre Grundstimmung war dysphorisch. Sie war
Ã¼beraus klagsam, aber nicht eigentlich depressiv, sondern eher unzufrieden.
Affektiv war die KlÃ¤gerin leichtgradig eingeengt. Der Antrieb erschien gemindert.
Nennenswerte kognitive Defizite ergaben sich nicht, soweit dies fÃ¼r den
SachverstÃ¤ndigen angesichts der unzureichenden Mitarbeit der KlÃ¤gerin
Ã¼berprÃ¼fbar war. Auch die GedÃ¤chtnisleistungen waren ausreichend erhalten.
Die intellektuelle LeistungsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin liegt im Bereich der mittleren
Norm. Es zeigte sich eine hochgradig narzisstisch gestÃ¶rte, histrionisch und
asthenisch geprÃ¤gte PrimÃ¤rpersÃ¶nlichkeit mit anankastischen und
querulatorischen ZÃ¼gen.

Nach den fÃ¼r den Senat nachvollziehbaren AusfÃ¼hrungen von Dr. B. steht die
sich aus diesem Befund abzuleitende chronische dysthyme StÃ¶rung einer
tÃ¤glichen mindestens 6-stÃ¼ndigen TÃ¤tigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
nicht entgegen. Ein schweres depressives Syndrom liegt bei der KlÃ¤gerin nicht vor.
Hiergegen spricht auch die kÃ¤mpferische Haltung der KlÃ¤gerin in Bezug auf das
sozialgerichtliche Verfahren sowie auf einen Rechtsstreit mit ihrem frÃ¼heren
Ehemann. Eine suffiziente Therapie wird von der KlÃ¤gerin nicht durchgefÃ¼hrt.
Dies gilt auch in Bezug auf das von ihr in den Vordergrund gerÃ¼ckte
Schmerzsyndrom im Bereich der rechten GesichtshÃ¤lfte. Nach den Feststellungen
von Dr. B. handelt es sich insoweit am ehesten um eine Trigeminus- Neuropathie
bzw. einen atypischen Gesichtsschmerz. Allerdings ist, so Dr. B., kaum
nachvollziehbar, dass die KlÃ¤gerin bereits seit einigen Monaten auf die Einnahme
eines Schmerzmedikaments verzichtet, da eine Schmerzsymptomatik im
Zusammenhang mit einer Trigeminusneuralgie so intensiv ist, dass Betroffene sich
in aller Regel durch nichts davon abbringen lassen, eine dagegen wirksame
Substanz einzunehmen. GÃ¤nzlich untypisch ist es auch, dass die nach Angaben der
KlÃ¤gerin ein- bis zweimal pro Tag fÃ¼r ein bis zwei Minuten auftretenden
Gesichtsschmerzen zu einem vÃ¶lligen ErschÃ¶pfungszustand fÃ¼hren. Die
KlÃ¤gerin macht geltend, dass dieses Schmerzsyndrom praktisch ihr gesamtes
Leben beherrsche und sie zu praktisch nichts mehr in der Lage sei. Dies steht aber
nicht in Einklang damit, dass sie durchaus in der Lage ist, gemeinsam mit ihrem
Ehemann zu einem Familienfest zu fahren und Urlaube in SÃ¼dtirol zu verbringen.

BestÃ¤tigt wurde die Leistungsbeurteilung des Dr. B. durch die AusfÃ¼hrungen von
Dr. C. und Dr. B â�¦

Die neurologische Untersuchung der KlÃ¤gerin bei Dr. C. erbrachte Angaben einer
HautgefÃ¼hlsminderung im Bereich der rechten Wange entsprechend dem
Versorgungsgebiet des 2. Trigeminusastes. Motorische Trigeminus-AusfÃ¤lle lagen
nicht vor. Im Ã�brigen war der neurologische Untersuchungsbefund unauffÃ¤llig.
Soweit die KlÃ¤gerin ihren rechten Arm bei der Ã�berprÃ¼fung der Motorik im
rechten Schultergelenk aus Angst vor einer erneuten Luxation nicht bewegte, hatte
dies keine periphere NervenschÃ¤digung zur Ursache. Trophische StÃ¶rungen am
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rechten Arm lieÃ�en sich von Dr. C. nicht positivieren. Die spricht nach seiner, den
Senat Ã¼berzeugenden EinschÃ¤tzung fÃ¼r einen normalen Einsatz des rechten
Arms.

In psychiatrischer Hinsicht war die KlÃ¤gerin auf die Schmerzsymptomatik fixiert,
die Stimmung war vorwÃ¼rflich, dysthym verstimmt, allerdings nicht depressiv.
Eine Antriebsminderung zeigte sich gegenÃ¼ber Dr. C. nicht, die KlÃ¤gerin wirkte
vielmehr verbittert, latent gereizt sowie missmutig-dysphorisch. Hirnorganische
EinschrÃ¤nkungen fanden sich nicht. Auch Dr. C. hat es als nicht nachvollziehbar
erachtet, dass sich die KlÃ¤gerin ungeachtet des von ihr angegebenen hohen
Leidensdrucks in Bezug auf den Gesichtsschmerz nicht in Ã¤rztlicher Behandlung
befindet und auch keine Medikamente einnimmt. Bereits seit mehreren Jahren
erfolgt auch keine psychiatrische Behandlung mehr. Eine Leidensverschlechterung
ist nach den Feststellungen von Dr. C. nicht eingetreten und auch fÃ¼r den Senat
nicht erkennbar.

Die Einwendungen der KlÃ¤gerin gegen das Gutachten von Dr. C. im Schriftsatz
vom 26. April 2015 stellen das von Dr. C. nachvollziehbar beschriebene
Leistungsbild nicht infrage. Die Einwendungen betreffen vÃ¶llig untergeordnete
Details etwa des tÃ¤tlichen Angriffs durch den ersten Ehemann im Jahr 1997 oder
der FamilienverhÃ¤ltnisse (Geburtsdatum der Tochter, Stadtteil, in dem sich der
Wohnsitz der KlÃ¤gerin befindet u.Ã¤.m.).

Auch nach der EinschÃ¤tzung von Dr. C., der sich der Senat anschlieÃ�t, ergibt sich
aus diesem Befund keine tragfÃ¤hige BegrÃ¼ndung fÃ¼r eine EinschrÃ¤nkung der
quantitativen LeistungsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin fÃ¼r zumindest leichte
TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarkts.

Dies gilt auch bei MitberÃ¼cksichtigung der GesundheitsstÃ¶rungen der KlÃ¤gerin
auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet. Bei der Untersuchung der KlÃ¤gerin durch Dr. B.
war diese in einem regelgerechten Allgemein- und normalen ErnÃ¤hrungszustand.
Haut und sichtbare SchleimhÃ¤ute waren gut durchblutet, es zeigten sich kein
Ikterus, keine Zyanose und keine allgemeinen Gewebswassereinlagerungen. Die
Pulse waren allseits gut tastbar, der Tonus der peripheren Muskulatur war normal.
Die Haltung war gerade, das Entkleiden erfolgte selbsttÃ¤tig ohne Hilfestellung.

Die WirbelsÃ¤ule der KlÃ¤gerin befand sich im Lot bei Beckengeradstand. Die
Bewegungen waren flÃ¼ssig und unauffÃ¤llig, die paravertebrale Muskulatur war
regulÃ¤r ausgebildet. Die HalswirbelsÃ¤ule war in allen Freiheitsgraden frei
beweglich. Radiologisch zeigte sich ein fortgeschrittenes fehlstatisches und
degeneratives Syndrom. Dies bedingt nach den Vorstellungen von Dr. B. den
Ausschluss von schweren Hebe- und Tragebelastungen sowie von
Ã�berkopfarbeiten.

Das VornÃ¼berneigen der Brust- und LendenwirbelsÃ¤ule fÃ¼hrte die KlÃ¤gerin
mÃ¤Ã�ig zÃ¼gig aus. Das Wiederaufrichten aus der Vorneige gelang jedoch aus
rÃ¼ckeneigener Kraft. Links- und Rechtsrotation sowie Lateralflexion waren
reduziert. Die besonderen Standarten konnten von der KlÃ¤gerin beidseits
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problemlos ausgefÃ¼hrt werden. In neurologischer Hinsicht zeigten sich regulÃ¤re
Reflexe, das Zeichen nach LasÃ©gue war beidseits negativ, den Langsitz konnte die
KlÃ¤gerin schmerzfrei einnehmen. LeistungseinschrÃ¤nkungen resultieren aus
diesem Befund nicht.

An den oberen ExtremitÃ¤ten waren sÃ¤mtliche Gelenkskonturen symmetrisch.
Muskel-athropien konnte Dr. B. ebenso wenig feststellen wie Weichteilschwellungen
oder Ergussbildungen. Die Funktionsgriffe der Schulter (Ã�berkopf-, Nacken- und
SchÃ¼rzengriff) waren der KlÃ¤gerin links frei durchfÃ¼hrbar, rechts nur der
SchÃ¼rzengriff mit EinschrÃ¤nkungen. Die grobe Kraft war beidseits nicht
gemindert, beide Schultergelenke zeigten sich bandstabil und nicht druckdolent.
Die Impingementzeichen waren beidseits negativ, eine kraftvolle Abduktion war
beidseits mÃ¶glich. Hinweise fÃ¼r eine Rotatorenmanschettenruptur lagen nicht
vor.

Die von der KlÃ¤gerin hauptsÃ¤chlich vorgetragenen Beschwerden im Bereich der
rechten Schulter gehen auf eine Polytraumatisierung im Jahr 1976 mit
Oberarmfraktur zurÃ¼ck. Es zeigte sich bei Dr. B. ein unklares Bild einer aktiven
Schulterteilsteife. Nach den AusfÃ¼hrungen des erfahrenen SachverstÃ¤ndigen war
die kÃ¶rperliche Untersuchung der KlÃ¤gerin nicht vollstÃ¤ndig und frei mÃ¶glich,
da jedwede Hochrotation, Abduktion in Richtung Horizontale sowie kombinierte
AuÃ�enrotation mit einer starken muskulÃ¤ren Gegenspannung beantwortet wurde.
In radiologischer Hinsicht war das Schulterhauptgelenk vÃ¶llig unauffÃ¤llig. Es war
lediglich eine leichtgradige, das Beschwerdebild jedoch nicht erklÃ¤rende
Schultereckgelenksarthrose zu erkennen. AuffÃ¤lliges ist auch eine beidseits
erhaltene normale Muskelummantelung sowie eine regulÃ¤re
HandinnenflÃ¤chenbeschwielung. Eine starke EinschrÃ¤nkung der
GebrauchsfÃ¤higkeit der rechten Hand lÃ¤sst sich damit nicht objektivieren. Auch
das von der KlÃ¤gerin demonstrierte Tragen einer Schulterschlinge rechts ist vÃ¶llig
kontraproduktiv. Soweit eine habituelle Schultersubluxationsneigung vorliegt, ist
eine reine Ruhigstellung zu vermeiden und stattdessen ein Aufbautraining mit
KrÃ¤ftigung der schulterstabilisierenden Muskulatur angezeigt. Nach der
EinschÃ¤tzung von Dr. B., der sich der Senat anschlieÃ�t, ist die KlÃ¤gerin
jedenfalls im unteren Arbeitskreis etwa mit leichten Schreibarbeiten einsetzbar.
Ausgeschlossen sind nachvollziehbar das Heben und Tragen von schweren Lasten
sowie Arbeiten aus der Ã�berkopfposition heraus.

An den unteren ExtremitÃ¤ten zeigte sich eine anlaufende mediale und
retropatellare Kniegelenksarthrose links mit deutlicher medialer HÃ¶henminderung
des Gelenks und entsprechenden degenerativen UmbauverÃ¤nderungen am
Knochen. Allerdings haben diese radiologisch nachweisbaren degenerativen
Prozesse bisher nur zu einer endgradigen Beugebehinderung bei ansonsten freier
Beweglichkeit gefÃ¼hrt. Ein Erguss lag nicht vor, die BandfÃ¼hrung war stabil.
Auch insoweit ist die von der KlÃ¤gerin vorgenommene Ruhigstellung durch eine
Kniebandage kontraproduktiv und stattdessen eine krankengymnastische
Ã�bungsbehandlung zur KrÃ¤ftigung der knieumgreifenden Muskulatur sinnvoll.
Kniebelastende TÃ¤tigkeiten sind bei diesem Befund zu vermeiden.

                            12 / 14



 

An den HÃ¼ftgelenken zeigte sich eine leicht vorauseilende Arthrose links mit einer
konzentrischen BewegungseinschrÃ¤nkung und entsprechenden
Rotationsschmerzen. Das Zeichen nach Trendelenburg war jedoch noch negativ,
das Gangbild nicht hÃ¼fthinkend. Die rechte HÃ¼fte zeigte nur initiale
VerschleiÃ�erscheinungen ohne klinisch fassbare BewegungseinschrÃ¤nkungen.

Nach alledem ist der Senat in Ã�bereinstimmung mit allen SachverstÃ¤ndigen
davon Ã¼berzeugt, dass die KlÃ¤gerin seit 1. Oktober 2007 noch mindestens 6
Stunden tÃ¤glich leichte TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarkts verrichten
kann.

Trotz dieses festgestellten LeistungsvermÃ¶gens der KlÃ¤gerin von 6 Stunden und
mehr fÃ¼r leichte Arbeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt wÃ¤re ein Anspruch
der KlÃ¤gerin auf Rente wegen voller Erwerbsminderung jedoch dann gegeben,
wenn bei ihr eine Summierung ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen bzw.
eine schwere spezifische Leistungsbehinderung vorliegen wÃ¼rde und der
KlÃ¤gerin keine TÃ¤tigkeit benannt werden kÃ¶nnte, die sie trotz ihrer qualitativen
LeistungseinschrÃ¤nkungen noch mindestens 6 Stunden tÃ¤glich verrichten kann.

Eine schwere spezifische Leistungsbehinderung meint die FÃ¤lle, in denen bereits
eine einzige schwerwiegende Behinderung ein weites Feld von
VerweisungsmÃ¶glichkeiten versperrt (BSG, Urteil vom 10. Dezember 2003 â�� B5
RJ 64/02 R). Als Beispiel hierfÃ¼r ist etwa die Einarmigkeit eines Versicherten zu
nennen. Das Merkmal "Summierung ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen"
trÃ¤gt hingegen dem Umstand Rechnung, dass auch eine Vielzahl von
EinschrÃ¤nkungen, die jeweils nur einzelne Verrichtungen oder Arbeitsbedingungen
betreffen, zusammengenommen das noch mÃ¶gliche Arbeitsfeld in erheblichem
Umfang zusÃ¤tzlich einengen kÃ¶nnen. In diesen FÃ¤llen besteht die Verpflichtung,
ausnahmsweise eine konkrete TÃ¤tigkeit zu benennen, weil der Arbeitsmarkt
mÃ¶glicherweise fÃ¼r diese Ã¼berdurchschnittlich leistungsgeminderten
Versicherten keine Arbeitsstelle bereithÃ¤lt oder nicht davon ausgegangen werden
kann, dass es fÃ¼r diese Versicherten eine ausreichende Anzahl von
ArbeitsplÃ¤tzen gibt oder ernste Zweifel daran aufkommen, ob der Versicherte in
einem Betrieb einsetzbar ist (BSG Urteil vom 10. Dezember 2003, B5 RJ 64/02 R, in
juris).

Eine schwere spezifische Leistungsbehinderung liegt bei der KlÃ¤gerin jedoch
ebenso wenig vor wie eine Summierung ungewÃ¶hnlicher
LeistungseinschrÃ¤nkungen. Bei ihr besteht weder ein besonderer Pausenbedarf
noch ist die Beweglichkeit der oberen ExtremitÃ¤ten relevant eingeschrÃ¤nkt. Im
unteren Arbeitskreis gibt es keinerlei qualitative LeistungseinschrÃ¤nkungen,
lediglich Ã�berkopfarbeiten oder schwere Hebe- und Tragebelastungen sind
ausgeschlossen. Die von Dr. C. und Dr. B. genannten qualitativen
LeistungseinschrÃ¤nkungen, die oben im Sachverhalt wiedergegeben sind und von
denen der Senat ausgeht, sind darÃ¼ber hinaus weder zahlreich noch schrÃ¤nken
sie den mÃ¶glichen Einsatzbereich der KlÃ¤gerin auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
erheblich ein. Dr. C. hat darÃ¼ber hinaus ausdrÃ¼cklich bestÃ¤tigt, dass die
KlÃ¤gerin noch in der Lage ist, die TÃ¤tigkeiten zu verrichten, die Ã¼blicherweise in
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ungelernten TÃ¤tigkeiten verrichtet zu werden pflegen (z.B. Zureichen, Abnehmen
usw.). Dr. B. hat ausdrÃ¼cklich leichte Schreibarbeiten fÃ¼r zumutbar erachtet.
SchlieÃ�lich ist auch die WegefÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin nach der
Ã¼bereinstimmenden EinschÃ¤tzung von Dr. B., Dr. C. und Dr. B. erhalten. Das
Gangbild der KlÃ¤gerin war nach den Feststellungen von Dr. B. zwar zÃ¶gerlich,
aber hinkfrei. Damit ist der allgemeine Arbeitsmarkt fÃ¼r die KlÃ¤gerin sicher nicht
verschlossen.

Nach alledem steht der KlÃ¤gerin Ã¼ber den 30. September 2007 hinaus keine
Rente wegen voller Erwerbsminderung mehr zu. Die Beklagte hat mit den
angefochtenen Bescheiden zu Recht den Ã�berprÃ¼fungsantrag sowie den
neuerlichen Rentenantrag der KlÃ¤gerin vom 24. Februar 2011 abgelehnt.

Die Berufung war damit zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung (Â§Â§ 183,193 SGG) berÃ¼cksichtigt, dass die KlÃ¤gerin
auch im Berufungsverfahren erfolglos geblieben ist.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen (vgl. Â§ 160 Abs. 2 SGG), liegen nicht vor.

Erstellt am: 12.06.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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